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7. begrüßt mit Genugtuung die in den Ziffern 543 und
544 ihres Berichts beschriebenen Maßnahmen, die die Völker-
rechtskommission im Hinblick auf ihre internen Angelegen-
heiten ergriffen hat, und ermutigt sie, unter Berücksichtigung
der Erörterungen auf der dreiundfünfzigsten Tagung der
Generalversammlung ihre Effizienz und Produktivität weiter zu
steigern;

8. billigt den in Ziffer 562 ihres Berichts enthaltenen
Beschluß der Völkerrechtskommission betreffend die Dauer
ihrer Tagung im Jahr 1999;

9. nimmt Kenntnis von den Ziffern 562 und 563 des
Berichts der Völkerrechtskommission betreffend die Abhaltung
ihrer Tagungen in zwei Teilen ab dem Jahr 2000, ersucht die
Kommission, die Vor- und Nachteile solcher zweiteiligen
Tagungen zu prüfen, und beschließt, auf ihrer vierund-
fünfzigsten Tagung auf diese Angelegenheit zurückzukommen;

10. betont, daß es wünschenswert ist, den Dialog
zwischen der Völkerrechtskommission und dem Sechsten
Ausschuß zu verstärken, und ersucht die Kommission in
diesem Zusammenhang, etwaige diesbezügliche Empfehlungen
vorzulegen;

11. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiterhin
besonders darauf zu achten, in ihrem Jahresbericht bei jedem
Thema alle die konkreten Fragen aufzuzeigen, hinsichtlich
derer es für sie von besonderem Interesse wäre, als wirksame
Orientierungshilfe für ihre weitere Arbeit entweder im Sechsten
Ausschuß oder in schriftlicher Form die Auffassungen der
Regierungen zu erfahren;

12. ersucht die Völkerrechtskommission außerdem,
Artikel 16 Buchstabe e) und Artikel 26 Absatz 1 und 2 ihrer
Satzung weiter anzuwenden, um die Zusammenarbeit zwischen
der Kommission und anderen mit dem Völkerrecht befaßten
Organen weiter auszubauen, unter Berücksichtigung der
Nützlichkeit dieser Zusammenarbeit, und bittet die
Kommission, dem Sechsten Ausschuß auf der vierund-
fünfzigsten Tagung der Generalversammlung aktualisierte
Informationen hierzu zur Verfügung zu stellen;

13. stellt fest, daß die Abhaltung von Konsultationen mit
einzelstaatlichen Organisationen und sachverständigen Einzel-
personen auf dem Gebiet des Völkerrechts den Regierungen
dabei behilflich sein kann, zu entscheiden, ob sie Stellung-
nahmen und Bemerkungen zu den von der Völkerrechts-
kommission vorgelegten Entwürfen abgeben sollen, und diese
auszuarbeiten;

14. bekräftigt ihre früheren Beschlüsse betreffend die
Rolle der Abteilung Kodifizierung im Sekretariats-Bereich
Rechtsangelegenheiten sowie betreffend die Kurzprotokolle
und die sonstige Dokumentation der Völkerrechtskommission;

15. nimmt zur Kenntnis, daß Informationen über die
Arbeit der Völkerrechtskommission über ihre Web-Seite25

verbreitet werden;

25 Die Internet-Adresse lautet wie folgt: http://www.un.org/law/ilc/index.htm.

16. bringt abermals den Wunsch zum Ausdruck, daß in
Verbindung mit den Tagungen der Völkerrechtskommission
auch weiterhin Seminare abgehalten werden und daß immer
mehr Teilnehmer aus Entwicklungsländern Gelegenheit erhal-
ten, diese zu besuchen, appelliert an die Staaten, die dazu in
der Lage sind, die für die Abhaltung der Seminare dringend
benötigten freiwilligen Beiträge zu leisten, und ersucht den
Generalsekretär, die Seminare mit den entsprechenden
Diensten auszustatten, einschließlich etwa erforderlicher
Dolmetschdienste;

17. ersucht den Generalsekretär, der Völkerrechtskom-
mission das Protokoll der auf der dreiundfünfzigsten Tagung
der Generalversammlung abgehaltenen Aussprache über den
Bericht der Kommission mit etwaigen schriftlichen Aus-
führungen, die die Delegationen im Zusammenhang mit ihren
mündlichen Ausführungen verteilen, zur Kenntnisnahme
zuzuleiten und entsprechend der hergebrachten Praxis eine
nach Themen geordnete Zusammenfassung der Aussprache
erstellen und verteilen zu lassen;

18. nimmt mit Genugtuung Kenntnis vom fünfzigjährigen
Bestehen der Völkerrechtskommission, das dem Anlaß
entsprechend durch ein am 21. und 22. April 1998 in Genf
abgehaltenes Seminar und durch andere Veranstaltungen
begangen wurde;

19. empfiehlt, daß die Aussprache über den Bericht der
Völkerrechtskommission auf der vierundfünfzigsten Tagung
der Generalversammlung am 25. Oktober 1999 beginnt.

83. Plenarsitzung
8. Dezember 1998

53/103. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen
für internationales Handelsrecht über ihre einund-
dreißigste Tagung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten
Nationen für internationales Handelsrecht geschaffen hat, mit
dem Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung und Ver-
einheitlichung des internationalen Handelsrechts zu fördern
und dabei die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen
der Entwicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des
internationalen Handels zu berücksichtigen,

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, daß die fortschreitende
Harmonisierung und Vereinheitlichung des internationalen
Handelsrechts durch den Abbau oder die Beseitigung
rechtlicher Hindernisse für den internationalen Handelsverkehr,
insbesondere soweit diese die Entwicklungsländer betreffen,
einen bedeutenden Beitrag zur weltweiten wirtschaftlichen
Zusammenarbeit zwischen allen Staaten auf der Grundlage der
Gleichberechtigung, der Gerechtigkeit und des gemeinsamen
Interesses sowie zur Beseitigung der Diskriminierung im
internationalen Handel und dadurch zum Wohl aller Völker
leisten würde,
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betonend, wie wichtig es ist, daß Staaten jeden wirt-
schaftlichen Entwicklungsstandes und unterschiedlicher
Rechtssysteme an dem Prozeß der Harmonisierung und
Vereinheitlichung des internationalen Handelsrechts teilneh-
men,

nach Behandlung des Berichts der Kommission über ihre
einunddreißigste Tagung26,

im Hinblick auf den wertvollen Beitrag, den die Kommis-
sion im Rahmen der Völkerrechtsdekade der Vereinten
Nationen leisten wird, insbesondere was die Verbreitung des
internationalen Handelsrechts betrifft,

besorgt darüber, daß die von anderen Organen des Systems
der Vereinten Nationen ohne Abstimmung mit der Kommission
unternommenen Aktivitäten auf dem Gebiet des internationalen
Handelsrechts zu unerwünschter Doppelarbeit führen könnten,
was nicht dem in ihrer Resolution 37/106 vom 16. Dezember
1982 erklärten Ziel der Förderung von Effizienz, Konsistenz
und Kohärenz bei der Vereinheitlichung und Harmonisierung
des internationalen Handelsrechts entsprechen würde,

betonend, wie wichtig die Weiterentwicklung des Fallrechts
zu den Rechtstexten der Kommission der Vereinten Nationen
für internationales Handelsrecht ist, um die einheitliche
Anwendung der Rechtstexte der Kommission zu fördern und
seine Nützlichkeit für Regierungsbeamte, Fachleute und
Akademiker zu erhöhen,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der
Kommission der Vereinten Nationen für internationales
Handelsrecht über ihre einunddreißigste Tagung26;

2. spricht der Kommission ihre Anerkennung aus für die
Fortschritte, die sie bei ihren Arbeiten über Forderungsfinan-
zierung, elektronischen Geschäftsverkehr, privatfinanzierte
Infrastrukturprojekte und die Umsetzung des Übereinkommens
über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche, geschehen am 10. Juni 1958 in New York27,
in innerstaatliches Recht erzielt hat;

3. spricht der Kommission außerdem ihre Anerkennung
dafür aus, daß sie den "Tag des Übereinkommens von New
York" zur Begehung des vierzigsten Jahrestags des Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung aus-
ländischer Schiedssprüche und ein Kolloquium zur Information
über einheitliches Handelsrecht veranstaltet hat, um
Informationen über aktuelle Themen bereitzustellen und eine
Erörterung unter Sachverständigen herbeizuführen, die sich bei
der Behandlung dieser Themen durch die Kommission als
nützlich erweisen könnte;

26 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Dreiundfünfzigste Tagung,
Beilage 17 (A/53/17).

27 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 330, Nr. 4739.

4. appelliert an die Regierungen, soweit nicht bereits
geschehen, den vom Sekretariat verteilten Fragebogen über die
auf die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche Anwendung findende Rechtsordnung zu
beantworten;

5. bittet die Staaten, Personen für die Mitarbeit in der
privaten Stiftung zu benennen, die eingerichtet wurde, um den
Privatsektor zur Unterstützung der Kommission zu ermutigen;

6. erklärt erneut, daß die Kommission, als das zentrale
Rechtsorgan des Systems der Vereinten Nationen auf dem
Gebiet des internationalen Handelsrechts, den Auftrag hat, die
Rechtstätigkeit auf diesem Gebiet zu koordinieren, und

a) fordert in diesem Zusammenhang alle Organe des
Systems der Vereinten Nationen auf und bittet die anderen
internationalen Organisationen, das Mandat der Kommission
sowie die Notwendigkeit zu berücksichtigen, bei der Verein-
heitlichung und Harmonisierung des internationalen Handels-
rechts Doppelarbeit zu vermeiden und Effizienz, Konsistenz
und Kohärenz zu fördern;

b) empfiehlt der Kommission in diesem Zusammenhang,
über ihr Sekretariat die enge Zusammenarbeit mit den anderen
auf dem Gebiet des internationalen Handelsrechts tätigen
internationalen Organen und Organisationen, einschließlich der
Regionalorganisationen, aufrechtzuerhalten;

7. erklärt außerdem erneut, wie wichtig vor allem für die
Entwicklungsländer die Arbeit ist, welche die Kommission im
Hinblick auf Ausbildung und technische Hilfe auf dem Gebiet
des internationalen Handelsrechts leistet, wie beispielsweise
die Gewährung von Hilfe bei der Erarbeitung innerstaatlicher
Rechtsvorschriften, die auf Rechtstexten der Kommission
beruhen;

8. erklärt, daß sich die Kommission verstärkt bemühen
sollte, im Zuge der Veranstaltung von Seminaren und Sym-
posien eine solche Ausbildung und technische Hilfe anzu-
bieten, und

a) dankt in diesem Zusammenhang der Kommission für
die Veranstaltung von Seminaren und Informationsmissionen
in Ecuador, Griechenland, Kolumbien, Malta, Peru, Südafrika,
den Vereinigten Arabischen Emiraten und in Zypern;

b) dankt in diesem Zusammenhang den Regierungen,
deren Beiträge die Veranstaltung der Seminare und Informa-
tionsmissionen ermöglicht haben, und appelliert an die Regie-
rungen, die zuständigen Organe der Vereinten Nationen sowie
an Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen, frei-
willige Beiträge an den Treuhandfonds für Symposien der
Kommission der Vereinten Nationen für internationales
Handelsrecht und nach Bedarf zur Finanzierung von Sonder-
projekten zu entrichten und das Sekretariat der Kommission
auch anderweitig bei der Finanzierung und Veranstaltung von
Seminaren und Symposien, insbesondere in Entwicklungs-
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ländern, sowie bei der Stipendienvergabe an Kandidaten aus
Entwicklungsländern zu unterstützen, damit diese an solchen
Seminaren und Symposien teilnehmen können;

9. appelliert an das Entwicklungsprogramm der Ver-
einten Nationen und an die anderen für Entwicklungshilfe
zuständigen Organe, wie beispielsweise die Internationale Bank
für Wiederaufbau und Entwicklung und die Europäische Bank
für Wiederaufbau und Entwicklung, sowie an die Regierungen
im Rahmen ihrer bilateralen Hilfsprogramme, das Programm
der Kommission für Ausbildung und technische Hilfe zu
unterstützen, mit der Kommission zusammenzuarbeiten und
ihre Aktivitäten mit denen der Kommission abzustimmen;

10. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Organe
der Vereinten Nationen sowie an Organisationen, Institutionen
und Einzelpersonen, zwecks Gewährleistung der vollen
Teilnahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der
Kommission und ihrer Arbeitsgruppen freiwillige Beiträge an
den Treuhandfonds zu entrichten, damit Entwicklungsländern,
die Mitglied der Kommission sind, auf deren Antrag und im
Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reisekostenzuschuß
gewährt werden kann;

11. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen
Teilnahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der
Kommission und ihrer Arbeitsgruppen während der
dreiundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung in dem
zuständigen Hauptausschuß auch weiterhin zu prüfen, ob den
am wenigsten entwickelten Ländern, die Mitglied der
Kommission sind, auf Antrag und im Benehmen mit dem
Generalsekretär ein Reisekostenzuschuß gewährt werden kann;

12. ersucht den Generalsekretär, die wirksame Durch-
führung des Programms der Kommission zu gewährleisten;

13. betont, wie wichtig es für die weltweite Verein-
heitlichung und Harmonisierung des internationalen Handels-
rechts ist, daß die aus der Arbeit der Kommission hervor-
gehenden Übereinkommen in Kraft treten, und legt den Staaten
zu diesem Zweck eindringlich nahe, soweit nicht bereits
geschehen, die Unterzeichnung und Ratifikation dieser
Übereinkommen beziehungsweise den Beitritt zu ihnen zu
erwägen.

83. Plenarsitzung
8. Dezember 1998

53/104. Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zum
Gastland

Die Generalversammlung,

nach Behandlung des Berichts des Ausschusses für die
Beziehungen zum Gastland28,

28 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Dreiundfünfzigste Tagung,
Beilage 26 (A/53/26).

unter Hinweis auf Artikel 105 der Charta der Vereinten
Nationen, das Übereinkommen über die Vorrechte und
Immunitäten der Vereinten Nationen29 und das Abkommen
zwischen den Vereinten Nationen und den Vereinigten Staaten
von Amerika über den Amtssitz der Vereinten Nationen30

sowie die Verantwortlichkeiten des Gastlandes,

in der Erwägung, daß die zuständigen Behörden des
Gastlandes auch weiterhin wirksame Maßnahmen ergreifen
sollen, um insbesondere alle Handlungen zu verhindern, welche
die Sicherheit der Vertretungen und ihres Personals
beeinträchtigen,

in Anbetracht des Geistes der Zusammenarbeit und der
gegenseitigen Verständigung, der die Beratungen des Aus-
schusses über Fragen, welche die Gemeinschaft der Vereinten
Nationen und das Gastland berühren, geprägt hat,

unter Berücksichtigung dessen, daß viele Mitgliedstaaten
der Tätigkeit des Ausschusses immer größeres Interesse ent-
gegenbringen und immer stärker Anteil daran nehmen,

feststellend, daß der Ausschuß im Einklang mit dem in der
Resolution 52/159 der Generalversammlung vom 15. Dezem-
ber 1997 enthaltenen Ersuchen die Zahl seiner Mitglieder und
seine Zusammensetzung unter voller Mitwirkung von
Beobachtern überprüft hat,

1. schließt sich den Empfehlungen und Schlußfol-
gerungen des Ausschusses für die Beziehungen zum Gastland
in Ziffer 50 seines Berichts28 an;

2. schließt sich der Empfehlung des Ausschusses an, die
Zahl seiner Mitglieder um vier zu erhöhen, wobei je eins dieser
Mitglieder aus den Staaten Afrikas, Asiens, Lateinamerikas und
der Karibik sowie Osteuropas kommen und von dem
Präsidenten der Generalversammlung im Einklang mit
Resolution 2819 (XXVI) vom 15. Dezember 1971 im Be-
nehmen mit den Regionalgruppen gewählt würde;

3. ist der Auffassung, daß die Aufrechterhaltung an-
gemessener Bedingungen für ein normales Arbeiten der bei den
Vereinten Nationen akkreditierten Delegationen und
Vertretungen im Interesse der Vereinten Nationen und aller
Mitgliedstaaten liegt, und ersucht das Gastland, auch künftig
alles Erforderliche zu tun, um jede Störung der Tätigkeit der
Vertretungen zu verhindern;

4. dankt dem Gastland für seine Bemühungen und hofft,
daß die in den Ausschußsitzungen aufgeworfenen Probleme
auch künftig im Geiste der Zusammenarbeit und im Einklang
mit dem Völkerrecht gelöst werden;

5. stellt fest, daß die Reisebeschränkungen, die das
Gastland den Bediensteten bestimmter Vertretungen und den
Bediensteten der Vereinten Nationen mit bestimmter Staats-

29 Resolution 22 A (I).
30 Siehe Resolution 169 (II).




